
Umwandlung einer
Lenkberechtigung
Einem Lenker wurde im

Jahr 1969 die Lenkberechti-
gung für die Gruppen A, B,
C und F erteilt. 2005 stellte
der Lenker wegen Verlusts
seines Führerscheins einen
Antrag auf Ausstellung eines
Führerscheinduplikats für
die Klassen A, B und C. Ihm
wurde ein Führerschein über
die Lenkberechtigung für die
Klassen A, B und C1 ausge-
stellt. Dagegen erhob er in-
sofern Berufung, als die
Lenkberechtigung für die
Klasse C auf Unterklasse C1
eingeschränkt worden war.

Die Berufung wurde ab-
gewiesen. Zur Begründung
führte die Behörde nach
Darstellung des § 40 Abs. 5
FSG aus, der Lenkberechtig-
te sei 1943 geboren und habe
zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Führerscheinge-
setzes 1997 das 45. Lebens-
jahr bereits überschritten. Da
er sich innerhalb von 36 Mo-
naten nach Inkrafttreten die-
ses Bundesgesetzes der vor-
geschriebenen ärztlichen
Untersuchung nicht unterzo-
gen habe, sei die ursprüng-
lich erteilte Lenkberechti-
gung für die Klasse C ex le-
ge auf die Unterklasse C1
eingeschränkt worden. 

Dagegen erhob der Len-
ker Beschwerde an den
VwGH und wandte ein, eine
Bestimmung, die erst 1997
in Kraft getreten sei, sei
nicht anzuwenden, da der
Führerschein 1969 ausge-
stellt worden sei. Ihm sei
kein seine Lenkberechtigung
einschränkender individuel-
ler Verwaltungsakt zuge-
stellt worden. Er sei auch
nicht darauf hingewiesen
worden, dass die „wohl er-
worbene Berechtigung“ eine

Einschränkung erfahren ha-
be. Der VwGH sprach aus,
der Lenker verkenne den In-
halt des § 40 Abs. 5 FSG:
„Diese Bestimmung sieht in
ihrem zweiten Satz vor, dass
Besitzer einer Lenkberechti-
gung für die Gruppe C, die
bei Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes – in der Stamm-
fassung am 1. November
1997 – das 45. Lebensjahr
(wie der 1943 geborene Be-
schwerdeführer) überschrit-
ten haben, sich innerhalb
von 36 Monaten nach In-
krafttreten dieses Bundesge-
setzes einer ärztlichen Unter-
suchung zu unterziehen ha-
ben.“ Nach Ablauf dieser
Frist, somit ab 1. November
2000, galt eine derartige
Lenkberechtigung für weite-
re fünf Jahre als Lenkberech-
tigung für die Unterklasse
C1. Damit stehe auch § 40
Abs. 1 erster Satz FSG nicht
im Widerspruch, weil nach
der früheren Rechtslage er-
teilte Lenkberechtigungen
nur dann unberührt blieben,
„sofern nichts anderes be-
stimmt ist“. 

Schon auf Grund des
Umstandes, dass mit dem
zweiten Satz des § 40 Abs. 5
FSG lediglich eine Überprü-
fung der gesundheitlichen
Eignung normiert wurde, so-
mit eine Überprüfung des
Weiterbestehens einer Vor-
aussetzung für die Erteilung
der Lenkberechtigung, die
als „geistige und körperli-
che“ Eignung schon vor In-
krafttreten des FSG für
Lenkberechtigungen der
Gruppe C galt, geht die Auf-
fassung, es sei in wohlerwor-
bene Rechte eingegriffen
worden, ins Leere. Dem
Lenker wäre es freigestan-
den, sich innerhalb der Frist
einer ärztlichen Untersu-
chung zu unterziehen. 

Zur Rüge, es sei kein in-
dividueller Verwaltungsakt
zugestellt worden, entgegne-
te der VwGH: „Nach dem
Wortlaut des § 40 Abs. 5
dritter Satz FSG gilt die
Lenkberechtigung der Grup-
pe C nach Ablauf der Frist
von 36 Monaten als solche
für die Unterklasse C1.“
Diese Einschränkung trat ex

lege in Kraft. Schließlich än-
derte es auch nichts, dass der
Lenker ein amtsärztliches
Gutachten beibrachte, aus
welchem hervorging, dass er
zum Lenken von Kraftfahr-
zeugen der Gruppe C geeig-
net sei. Dies hätte er binnen
einer 18-monatigen Frist
nachweisen müssen, die be-
reits verstrichen war. Die
Beschwerde wurde abgewie-
sen.

VwGH 2007/11/0044
15.9.2009

Handwerkerbefreiung

Die Inhaberin eines Un-
ternehmens mit dem Gewer-
bewortlaut „Holzschläger“
wurde zweier Übertretungen
des Gefahrgutbeförderungs-
gesetzes für schuldig er-
kannt. Für das Unternehmen
war ein gefährliches Gut,
nämlich ein 400 Liter fas-
sender Dieselkraftstoff-
Behälter befördert worden,
ohne dass dies den Vor-
schriften des Europäischen
Übereinkommens über die
internationale Beförderung
gefährlicher Güter auf der
Straße (ADR) entsprochen
hätte: Das Beförderungspa-
pier war unvollständig, da
die Nummer des Gefahrzet-
telmusters und die Ver-
packungsgruppe des beför-
derten Stoffes gefehlt hatten.
Außerdem waren die Ge-
fahrzettel und die UN-Num-
mer nicht auf zwei gegen-
überliegenden Seiten ange-
bracht gewesen. Es wurden
Geldstrafen verhängt. 

Die Unternehmerin stütz-
te sich in ihrer VwGH-Be-
schwerde auf die Handwer-
kerbefreiung des  ADR.
Demnach gelten die Vor-
schriften des ADR nicht für
Beförderungen, die von Un-
ternehmen in Verbindung
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Neuausstellung einer Lenkberechtigung nach Verlust: Wurde
die vorgeschriebene ärztliche Untersuchung nach dem 45.
Lebensjahr nicht eingehalten, wird die Klasse C auf die Un-
terklasse C1 eingeschränkt.

Straßenverkehr und Recht
Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes zu den Themen Umwandlung einer Lenkberech-
tigung, Handwerkerbefreiung, Entzug einer deutschen Lenkberechtigung sowie Lenkeranfrage.



mit ihrer Haupttätigkeit
durchgeführt werden. Die
belangte Behörde berief sich
demgegenüber darauf, dass
Beförderungen zur internen
oder externen Versorgung
nicht unter die Handwerker-
befreiung fielen, wie der
VwGH in seinem Erkenntnis
vom 20.7.2004, Zahlen
2003/03/0214 bis 0216, aus-
gesprochen hatte. 

Diesem Judikat lag fol-
gender Sachverhalt zu Grun-
de: Ein Lkw-Lenker hatte ei-
nen Aufsetztank auf dem
Firmengelände befüllt und
war damit zu einer Baustelle
gefahren, um firmeneigene
Baufahrzeuge zu betanken. 

Der VwGH hatte dies als
Beförderung zur internen
Versorgung beurteilt, sodass
die Handwerkerbefreiung
nicht zur Anwendung ge-
kommen war. Der VwGH:
„Im vorliegenden Beschwer-
defall hat der Transport von
Dieselkraftstoff ausschließ-
lich zum Betanken der vom
Lenker der Beförderungsein-
heit selbst bedienten Forst-
maschinen am Zielort (ei-
nem Waldgebiet, in dem er
Schlägerungsarbeiten durch-
zuführen hatte) gedient.“ 

Die Behörde habe, ausge-
hend von ihrer Rechtsan-
sicht, dass eine nicht unter
die Ausnahmeregelung fal-
lende interne Versorgungs-
fahrt vorliege, keine näheren
Feststellungen über die kon-
krete Beförderung getroffen,
sodass eine abschließende
Beurteilung, ob die Hand-
werkerbefreiung zum Tragen
käme, nicht möglich sei.
„Entgegen der Ansicht der
belangten Behörde ist dann
nicht von einer Beförderung
zur (internen) Versorgung
auszugehen, wenn die Beför-
derung durch einen Mitar-
beiter des Unternehmens er-
folgt, der das beförderte Ge-
fahrgut für die von ihm aus-
zuführende Tätigkeit benö-
tigt“, erläuterte das Höchst-
gericht. 

Fahre der Unternehmer
oder ein Mitarbeiter zu sei-

nem Tätigkeitsort (etwa zu
einer Baustelle oder einem
sonstigen Ort, wo er außer-
halb seines Unternehmens
Arbeiten verrichtet) und füh-
re dabei das Gefahrgut mit
sich, um es dort im Rahmen
seiner Tätigkeit zu verwen-
den, so stehe als wesentli-
cher Zweck der Fahrt das Er-
reichen des Arbeitsorts im
Vordergrund, sodass die
Handwerkerbefreiung zum
Tragen komme. 

Der Bescheid wurde da-
her aufgehoben.

VwGH 2009/03/0042, 
23.11.2009

Lenkeranfrage

Mit Straferkenntnis wur-
de ein Zulassungsbesitzer für
schuldig erkannt, er habe
trotz schriftlicher Aufforde-
rung der BH keine Auskunft
darüber erteilt, wer an einem
bestimmten Tag um 6:49
Uhr sein Kraftfahrzeug ge-
lenkt habe. Eine Geldstrafe
von 100 Euro wurde ver-
hängt. Der Berufung des Zu-
lassungsbesitzers wurde kei-
ne Folge gegeben. 

Der Zulassungsbesitzer
berief sich darauf, ihm sei
eine Lenkeranfrage mit zwei
mehr als drei Stunden aus-
einander liegenden Zeit-
punkten zugestellt worden.
Er legte die Anfrage vor, in
der die angefragte Zeit mit
„25. Juni 2008, 6:49 Uhr –
25062008, 3:39 Uhr“ ange-
geben war. Im Akt lag dem-
gegenüber eine Anfrage der
Behörde erster Instanz, nach
der diese um Auskunft ersu-
che, wer das Kraftfahrzeug
in der Zeit von 6:49 Uhr bis
6:51 Uhr gelenkt habe.

Der Verwaltungsgerichts-
hof verwies auf sein Er-
kenntnis vom 29. Mai 1996,
Zl. 94/03/0030, in dem er
ausgesprochen hatte, dass ei-
ne Aufforderung, die sich
auf einen (längeren) Zeit-
raum des Lenkens eines be-
stimmten Kraftfahrzeuges
bezieht, nicht dem Gesetz
entspricht. „Sollte daher die
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vom Zulassungsbesitzer vor-
gelegte Lenkeranfrage zuge-
stellt worden sein, hätte die-
se die Verpflichtung zur Be-
kanntgabe des Fahrzeuglen-
kers nicht ausgelöst“, so der
VwGH. Hingegen entspre-
che die Anfrage betreffend
„Zeit: 25. Juni 2008, 6:49
Uhr – 6:51 Uhr“ noch den
gesetzlichen Anforderungen,
weil bei lediglich zwei Mi-
nuten im Hinblick auf die in
der Aufforderung angeführte
Straßenstrecke noch von
dem im Gesetz genannten
Lenkzeitpunkt gesprochen
werden kann. 

Der Umstand, dass die
belangte Behörde nicht ge-
klärt hatte, welche der bei-
den in der Zeit des Lenkens
differierenden Anfragen
tatsächlich an den Zulas-
sungsbesitzer zugestellt wor-
den war, belastete den Be-
scheid mit Rechtswidrigkeit,
weshalb er aufzuheben war.

VwGH 2009/02/0120,
25.11.2009

Entzug einer deutschen
Lenkberechtigung

Mit Bescheid entzog die
BH Gmunden einem Lenker
eine deutsche Lenkberechti-
gung für drei Monate, nach-
dem er die erlaubte Höchst-
geschwindigkeit von 100
km/h im Bereich einer un-
übersichtlichen Kurve um 72
km/h überschritten hatte.
Dagegen erhob der Lenker
VwGH-Beschwerde. 

Der Lenker bekämpfte
den Bescheid insoweit, als
damit der auch außerhalb
Österreichs wirksame Ent-
zug der Lenkberechtigung
ausgesprochen wurde und
verwies darauf, dass er eine
ausländische Lenkberechti-
gung besitze und seinen
Wohnsitz in Deutschland ha-
be. Er sei zwar bis vor Kur-
zem an einer Anschrift in
Österreich (Hallstatt) gemel-
det gewesen, wobei es sich
um sein Elternhaus handle,
doch wohne und arbeite er
seit vielen Jahren in

Deutschland. Der VwGH
stellte fest, dass Besitzern
ausländischer Lenkberechti-
gungen das Recht, von ihrem
Führerschein in Österreich
Gebrauch zu machen, aber-
kannt werden kann, wenn
Gründe für eine Entziehung
der Lenkberechtigung vor-
liegen. 

Für die Aberkennung ist
die Behörde zuständig, in
deren örtlichem Wirkungs-
bereich der Führerscheinbe-
sitzer seinen Aufenthalt hat. 

Die Behörde hat eine Ent-
ziehung auszusprechen,
wenn das Verfahren den Be-
sitzer einer in einem EWR-
Staat erteilten Lenkberechti-
gung betrifft, der seinen or-
dentlichen Wohnsitz in
Österreich hat. Die Be-
schwerde sei laut VwGH be-
rechtigt: Die Behörde gab
als Adresse eine Ort in
Deutschland an. Ob es sich
hiebei um den ordentlichen
Wohnsitz des Lenkers han-
delte, dessen Lenkberechti-
gung unbestritten in
Deutschland erteilt worden
war, bzw. wo er seinen or-
dentlichen Wohnsitz hatte,
wurde von der Behörde hin-
gegen nicht festgestellt.
„Sollte die Behörde davon
ausgegangen sein, dass der
Lenker seinen ordentlichen
Wohnsitz in Österreich habe,
ist zu bemerken, dass sie
ihm dies vorhalten und hier-
zu Parteiengehör hätte ein-
räumen müssen“, meinte das
Höchstgericht. Derartiges sei
jedoch aus dem Verwal-
tungsakt nicht ersichtlich. 

Abgesehen davon hatte
die Behörde den Bescheid
noch in einem anderen Punkt
mit Rechtswidrigkeit bela-
stet: Die Entziehungsdauer
war offenbar fälschlich nicht
ab dem Tag der vorläufigen
Abnahme des Führerscheins
berechnet worden. Der Ver-
waltungsgerichtshof hob den
Bescheid wegen Rechtswid-
rigkeit seines Inhalts auf.

VwGH 2008/11/0130,
20.4.2010

Valerie Kraus
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